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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.04.2001 

Geschäftszahl 

99/10/0055 

Rechtssatz 

Im Rahmen der ihr durch § 27 Abs 3 Tir NatSchG 1997 aufgetragenen Interessenabwägung hat die Behörde u.a. 
die langfristigen öffentlichen Interessen an der Erteilung der beantragten Bewilligung festzustellen. Dabei sind 
nur solche Interessen zu berücksichtigen, die unmittelbar und konkret durch das betreffende Vorhaben 
verwirklicht werden könnten. Hingegen trifft es nicht zu, dass alle mittelbar mit einer bestimmten 
wirtschaftlichen Tätigkeit verbundenen Auswirkungen - im vorliegenden Zusammenhang gegebenenfalls auf das 
Steueraufkommen - "langfristige öffentliche Interessen an der Erteilung der Bewilligung" iSd § 27 Abs 3 Tir 
NatSchG 1997 darstellten, die im Einzelfall zu einem Überwiegen dieser öffentlichen Interessen über die 
Interessen des Naturschutzes beitragen könnten. 


